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362 Protokolle der Erſten Kammer .

Achtzehnte Sitzung .

Karlgruhe , Den 3. Juny . 1822 .

Gegenwaͤrtig :
Die bisher erſchienenen Mitglieder mit Ausnahme :

Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafoen Wilhelm zu Baden ;

Sr . Hoheit des Herrn Markgrafen Leopold zu
Baden ,

des Herrn Praͤlaten Hebel ,

des Herrn Staatsrathss Baumgaͤrtner , und

der Frhrn . v Gemmingen — Treſchklingen und

v. Falkenſtein .

Weiter anweſend :
die Herren Regierungs - Commiſſaͤre , Staatsrath Boͤck h,

und die geheimen Referendaͤre v Bauer und v. Lie⸗

benſtein .

Unter dem Vorſitz des zweyten Viecepraͤſidenten ,
Staatsraths Frhrn . v. Baden .
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Das Protokoll der vorigen Sitzung wurde verleſen und

Herr Regierungscommiſſar Staats⸗
daß mittelſt eruer hoͤchſten

J . die Einfuhr des Blaͤt⸗

Hierauf machte der

roth Boechh die Ereͤffnung ,

Velordnung vom rgten Map L

lertabacks aus Sranfreich verbeten , forner mitteli einer

andern hoͤchſten Vererdnung ven demſelben Datum die

Erhebung der Grund : Håufer : und Gewerbſteuer in den

erten 6 Monaten deg Ginang - Jahré 1822 , und awar ,

tvie in Der ablaufenden Butgetsperiode mit 19 fr . von ico fle

Sieuercapital anbeſohlen worden ſey .

Beylage Ziffer 57 . (ungedruckt)

(vergl . Regierungsblatt Nro . 11 . von tiefem Jakre - )

Er bezog fih zualeich wegen der erſten Verordnung

auf ſeinen in der Sitzung vom 18 . Wan gehaltenen Bers

traz , indem die vorliegende Verordnung auf denfelten

Grånden , wie die Damals der Kammer mitgetheilten , bes

ruhe . Wegen des Steuerausſchreibens fuͤr die erſten

6 Monate des Fipanzjahres 1822 berief ſich derſelbe Hr .

Regierungscommiſſar auf die Verfaſſungsurkunde 8. 62 .

Auf Antrag des Vicepraͤſidenten
beſchlosß

die Kammer ,

beite Verordnungen in ciner Vorberathung in vorläu⸗

fige Erwaͤgung zu ziehen.
Sodann legie der Herr Regierungẽcommiſſaͤr , ger

deime Referendär v. Baur , einen Geſetzentwurf wegen

Ausgleichung der Centralkriegslaſten vor .

Beyhlage Ziffer 58 .

und begruͤndete denſelben durch den unter

Beylage Ziffer 59 .

enthalt nen Vortrag⸗

Die Kammer

beſſchloß
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364 Protočole Der Eriten Kammer.

dieſen Geſetzentwurf der Geſchaͤftsordnung gemaͤß,
iu einer Vorberathung vorlaͤufig zu beſprechen .

Auf Veranlaſſung dieſer Mittheilung aͤußerte der

Frhr . v. Tuͤrkheim : Der Geſetzentwurf wegen Uug -

gleichung der Kriegskoſten , welcher im Jahr 1820 den

Kammern vorgelegt wurde , enthielt zugleich die Grund⸗

faͤtze , nach welchen die Abrechnungen uͤber die Kriegslei⸗
ſtungen in den einzelnen Gemeinden unter den Mitglie —

dern derſelben , und mit den Ausmaͤrkern bewerkſtelligt

werden ſollten . Der dermalen an die Kammer gelangte

Geſetzentwurf uͤbergeht dieſen Gegenſtand mit Still⸗

ſchwe gen , gleichwohl ſteht derſelbe in einem bereits an⸗

erkannten Zuſammenhange mit dem Inhalte des vorlie⸗

genden Geſeßentwurfes .
™ :

Eg ift dringend nothwendig , auch þieråber beftimmte

gefegliche Regeln aufzuſtellen , ta in den einzelnen Ges .

meinden auf jeden Fall eine Abrechnung wegen ver Kriegs »

laſten ge chehen muß , und bey dieſer , in Ermangelung ge⸗

ſetzlicher Rgeln , nur Willkuͤhr und Unordnung herr⸗

ſchen koͤnnen . Ich erlaube mir daher , an den Herrn
Regierungseommiſſaͤr die Frage zu richren , ob die Res

gierung auch dieſen Gegenſtand in Berathung gezogen

dabe , und wegen deſſelben einen Geſetzentwurf an die

Rammen gelangen zu laffen geme nt fey ?

Regierungecommifår , geh , Ref . v. Baur : Fn Bes

trachtung bat die Regierung dieen Gegenfand allerdings
gerog n : fie ha fich aber zugleich úberzeugt , taf die Bes

rathung uͤber den vorliegenden Geſetz ntwurf in mehr als

einer Hinſicht praͤjudiciell ſuͤr die Grundſaͤtze ſeyn wurde ,

welche mam fuͤr die Ausgleichung der Kriegsſchäden in

den einzelnen Gemeinden aufzuſtellen habe . Sie hat

ferner erwogen , daß auch die dermalen in Berathung

ſtehende Gemeindeordnung auf die Erledigung dieſes Ge⸗

genſtandes entſcheidenden Einfluß habe . Sie behaͤlt ſich

jedoch vor , nach Beendigung der Verhandlungen , úber
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Achtzehnte Sitzung vom 3. Juny . 365

bag eine und dag andere Gefeg weitere Mntråge úber den

in Anregung gebrachten Gegenftand an die Kammern gts

langen ĝu tajen .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Ich beruhige mich bey dieſer

Erklaͤrung , da theils der Herr Regierungscommiſſaͤr der

Sommer Honung zur Vorlegung eines , den fraglichen

Gegenſtand betreffenden , Geſetzentwurfs gemacht hat ,

thels die Berathung uͤber den dermalen vorliegenden Ge —

ſetz ntwurf der Kammer Veranlaſſung gebeu kann , die en

Gegenſtand vorlaͤufig in naͤhere Betrachtung zu ziehen .
Der Vicepraͤſident : Allerdings iſt der angeregte

Gegenſtand von hoher Wichtigkeit , da er , wie der Frhr .

v. Tuͤrkheim als Kreisdireetor am beſten wiſſen kann

und wird , fuͤr jetzt die Quelle ſehr vieler und oft ſehr

weit ausſehender Streitigkeiten in den Gemeinden iſt .

In Gemaͤßheit der Tagesordnung erſtattete nunmehr

ter Frhr . von Gemmingen - Praͤſteneck den Vor —

trag uͤber den Bericht des ſtaͤndiſchen Aus ſchuſſes wegen

Pruͤfung der Amortiſationscaſſe Rechnnng vom 1820/251.
Beylage Ziffer 60 .

Auf den Antrag des Vieepraͤſidenten
befdlof

die Kammer

dieſen Bericht demnaͤchſt in Berathung ju nehmen .

Der Vieepraͤfident erklaͤrte hierauf die Discuſ —

fion uͤber die Geſetzentwuͤrfe wegen Verantwort —⸗

lich keit der oberſten Staatsdiener , und des

in Faͤllen einer gegen dieſe Staatsdiener

bor pen Kammern gerichtete Anklage zu

bebbachtenden Verfahrens fuͤr eroͤffnet .

Der geheime Hofrath Zachariaͤ hielt als einge —

ſchriebener Redner nachſtehenden Vortrag :

So wenig ich auch ein Freund von vorlaͤufig allge —

meinen Vortraͤgen uͤber einen Geſetzentwurf bin , ſo

Slaubie ih doch fuͤr dießmal eine Ausnahme von der Mea
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gel machen zu duͤtfen , da eg ben der Verathung kher
Den voriiegenden Geſctentwurf vorzugsweiſe auf die Mei⸗

nung ankommt , welche man uͤber zwey Hauptaufgaben

begt , ù: er ticjenigen namlich , welde die §§. 6 und 19

deg die Verantwortlichkeit der oberſten Staatediener

beneenden Geſctzentwurts beantwortet , terzu beant

worten verſucht hat . Indem ich bey dieſem Vortrage

inebeſendere dneſe Aufſgahen vor Augen haben werde ,

glaube ich durch denſelben eder zur Abkuͤrzung der Be⸗

ramung etwas beytragen zu koͤnnen .

Der Gegenſtand unſerer Berathung hat inſofern ein

eigenttuͤmliches Intereſſe , als er mehr in das Gebiet
der Wiſenſchaft , alg in das der Wirklichkeit eingreift⸗

Jie mõgen , nie werden meine Augen ren Tag

hen , da das vorgeſchlagene Geſetz zur Anwendung kom⸗

men muͤßte. Es iſt uns eine Ehrenſache , daß vns die

Loͤſung einer Aufgabe gelinge , Deren Beantwortung ven

fo sielen rerfucht worden ifte Eit lange befreht der Grund ?

fag . ten Die sortiegenden Geſetze aus fuͤhren ſollen , in Eng⸗

fan : ; nur felten und núr unter außerordentlichen Faͤllen,

iſt er dort ſeit der Thronbeſteigung des Hauſes Hannover

zur Anwendung gekommen . ( Der Redner fuͤhrte dieſe
Thatſache weiter aug . )

Wohl ites cin febr garter Gegenſtand , welcher hier

gur Bera hung kommt . Der Weg , den ung die Vere
|

fafung roͤffnet hat , iſt ſuͤr uns reh au neu , alé daf e $

immer fo teidbt wåre , in einem Tadel oder in der Neufe

rung eines Mißtrauens den Fuͤrſten von der Regierung

zu uͤnterſcheiden. Uber ich bin auf das Innigſte uͤber⸗

zeugt , daß der Grundfag , um welien es fh hier handelt,
bie Hauptgrundlage ter einherrſchaftlichen Verfaſſung

feys ta eg Unfinn ſeyn wuͤrde , gur Gewalt zt greifen

menn man den Weg Rechteng betreten ann . . Xd bin

Wenſo innig uberzeugt , daß dieſer Grundſatz auch den

oberſten Staatsbeamten den unſchaͤtzbaren Vortheil ge⸗ mp
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Achtzehnte Sitzung vom 3. Juny .

gewaͤhrt , ſich in entſcheidenden Augenblicken , in Faͤllen ,

die doch moͤglich, wenn auch nicht wahrſcheinlich ſind , auf

ihre Pficht deſto nachdruͤcklicher zu berufen .

Es giebt , in Beziehung auf die Aufgabe : wie kann

ſich an Voſk , das unter der Hesrfhaft eineg Einzigen

ſeht , gegen den Mißbrauch der Regierungsgewalt fichern ?

drey Arten von Verfaſſungen . — In der einen beſteht

uͤberall keine geſetzliche Einrichtung fuͤr dieſen Zweck . So

in der Tuͤrkey, in Perſien , in mehreren oder den meiſten

aſiatiſchen Staaten . Da iſt alfo , im Falle eines ſolchen

Mißbrauchs , dem Bolle nur ein einziges Mittel uͤbrig,
das aͤußerſte und das ſchrecklichſte , — die gewaltſame

Entfernung des Fuͤrſten . — In andern Staaten iſt

der Fuͤrſt felbſt dem Volke verantwortlich ; ſey es ibri

geng , Daf diefe auh die Diener deg Fuͤrſten und des

Staates zur Verantwortung ziehen kann , oder nicht .

So war es einſt in den Laͤndern des deutſchen Reichs ;

ſo im Mittelalter im Koͤnigreiche Aragonien , nach deſen

hoͤchſt merkwuͤrdiger Verfaſſung der König , auch in Bers -

faſſungsſachen , vor dem Landrichter ustitia ) Rech

nehmen mufte : Man ſieht jedoch leicht , deg eine

Einrichtung dieſer Art , mit dem Weſen der Einherr⸗

ſchaft kaum vereinbar ſey , wenn anders nicht der Staat

einer hoͤhern Staatsgewalt untergeordnet iſt .— In an⸗

dern Staaten endlich kann in keinem Falle der Fuͤrſt

ſelbſt , wohl aber koͤnnen die Staatsbeamten wegen eines

Mißbrauchs der Regierungsgewalt von dem Volke oder

deſſen Vertreter , zur Verantwortung gezogen werden ,

Staaten diefer Art find diejenigen , in welchen ( um mih
3

cines allgemein uͤblichen Ausdrucks au bedienen ) eine

conſtitutionelle Monarchie beſteht . Sehr ridtig it in

diefer Rammer ( im Jahr 1820 ) bemerkt worden , daß je⸗

ner Grundſatz auf deutſchem Grund und Boden eine

neue Pflanze ſey . Er ift eg , weil ynd in wie fern er nut

Die Staatsbeamten verantwortlich macht .

Vrotokolle der 1X. Kammer 24
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Die Verfaſſungen der dritten Art beruhen auf fot

genden zwey Grundfaͤtzen : ( bride Grundſaͤtze , was
man bey der vorliegenden Unterſuchung nie uͤberſehen

darf , ſind weſentlich mit einander verbunden und ver —⸗

ſchraͤnkt. )
Erſtens : Der Fuͤrſt fuͤr ſeine Perſon iſt heilig und

unverletzlich . Er kann nie Unrecht thun , nie zur Bers

antworting gezegen weiden ! — Denn ſein Intereſſe

kann nicht verſchieden ſeyn von dem Intereſſe deg

Volks ; er iſt reich und maͤchtig , wenn das Volk reich

und maͤchtig iſt ; er kann wohl als Menſch irren ; aber ſo
wie man ihm , ſelbſt als Menſchen , nicht die Abſicht

zutrauen kann , gegen das Wohl ſeines Volkes zu han⸗

deln , ſo laͤßt ſich auch der auſgeſtellte Grundſatz ſelbſt ge -

zen die Gefahr des Irrthums retten , ſobald die Ver —⸗

faſſung Mittel an die Hand giebt , das Gewiſſen des

Fuͤrſten , ſo weit es durch menſchliche Auſtalten moͤglich
iſt , aufzuklaͤren .

Zweytens : Für die Handlungen der Regierung

ſind die Staatsbeamten ,—und zwar dem Volke

die oberſten — verantwortlich . — Denn ſonſt wuͤ de

durch den erſteren Grundſatz die Verfaſſung ſelbſt gefaͤhr⸗
det und vernichtet werden . — Und nicht beſchweren
moͤgen ſich die oberſten Staatsdiener uͤber dieſe Berant :

wortlichkeit . Sie haben dem Fuͤrſten nicht die Erwaͤgun —

gen genuͤgend vo gelegt , die ſie ihm vorzulegen verpflich —
tet waren . Nicht gegen das Weſen der Einherrſchaft

verſtoͤßt dieſe Verantwortlichkeit , erſtreckt ſte ſich auch bis

zum Rechte der Anklage . Es muß dem Volke oder

den Kammern erlaubt ſeyn , den Fuͤrſten darauf , daß er

nicht wohl berathen geweſen ſey , aufmerkſam zu machen ,

ſich a principe male informato ad principem
melius informandum zu berufen , Klagen die Kamz

mern die oberſten Staatsdiener an , fo ift , eben zufolge
des erſten Grundſatzes / und damit die Wuͤrde des Fuͤrſten

ei
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in ihrem ganzen Glauze hervortrete , anzunehmen , daß
die Anklage , die Verhandlung daruͤber , und der Erfolg —

die Sache und der Wille des Fuͤrſten ſey . Da braucht
man nicht ( wie mein verehrter Freund in dem Beyhberichte

gethan hat ) zu einer ſchiedsrichterlichen Entſcheidung ſeine

Zuflucht zu nehmen . — So urtheilt auch das Volk uͤber

feine Abgeordnete . Es waͤhlt ſie wieder öder niht .

Bey der Ausfuͤhrung oder Anwendung dieſer

Grundſaͤtze bieten ſich eine Menge Aufgaben dar ; Auf —

gaben , die bald ſo , bald anders beantwortet worden

ſind . Denn wir ſtehen hier auf dem Gebiete der Staats⸗

klugheit . Nur zwey von vieſen Aufgaben will ich hier

herausheben ; diejenigen , welche mir uͤber den Geiſt
und Wertih der Ausfuͤhrung zu entſcheiden ſcheinen , die —

jenigen , welche zugleich fuͤr die vorliegenden Geſetzent⸗

wuͤrfe von entſcheidender Wichtigkeit ſind .

Erſtens : Unter welcher Bedingung , mittelſt wel⸗

cher Maaßregel , ſind alle und jede Regierungshandlun —
gen — auch die Befehle des Fuͤrſten — als Handlun⸗
gen der oberſten Staatsbeamten zu betrachten ? — Das

einzige Mittel , welches der menſchliche Verſtand bis

jetzt zur Loͤſung dieſer Aufgabe entdeckt hat , beſteht da⸗

rin , dag cin jeder Regierunggbefehl ie . von einem Nez

glerungsbeamten zu unterzeichnen ift , und daf diefer Be -

mte fúr den Inhalt des Beſchluſſes ausſchließlich oder

doch unbedingt zu haften hat . An ihn halten ſich die

Rammern, weil er nicht den Geifegmuth gehabt hat , Tie -

ber feine ganze bårgerliche fage , alg die Berfafung zt

gefaͤhrden. An ipn Hált man fih , damit die Berant -

wortlichkeit deſto wirkſamer , und nicht zu umgehen fep .

Zweytens : In welchen Faͤllen ſind die oberſten
Staatsbeamten den Kammern verantwortlich ? — Hier

ſcheint mir nun das weſentlich zu ſeyn , daß ſie wegen

einer jeden Verlegung der Berfajfung von den Kam -

mern ( over von der zweyten Kammer ) zur Verantwortung
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gezogen werden koͤnnen . Sonſt wuͤrde man gegen den

Mißbrauch der Regierungsgewalt nur eine halbe Maaßre⸗
gel orgreifen ; und gerade in einem Falle, in welchem die

Verfaſſung ſelbſt auf dem Spiele ſteht . — Hiermit iſt

jedoch nicht geſagt , daß gegen die oberſten Staats beam⸗

ten jederzeit der Weg der Anklage einzuſchlagen if

Vielmehr wuͤrde ich ( um die allgemeine Unterſuchung fi”
fort an das urkundliche Recht zu knuͤpfen) min der prit?
ſchen Verfaſſung⸗ — welder mehrere andere ge D. dit

baieriſche gefolgt ſind , den Unterſchied zu machen : Eine
Anklage findet nur wegen der Verbrechen Statt , wel⸗

che das allgemeine Recht des Lande mit einer Strafe
belegt Yn. alen andern Faͤllen ſteht nur der Weg

der Beſchwerde offen . Nur ſo ſcheint mir die Berant

wortlichkeit der oberſten Staats beamten mit der weſent⸗

lich nothwendigen Selbſtſtaͤndigkeit der Regierung verein⸗
bar zu ſeyn .

Eniſpricht nun unſere Geſetzgebung den Forderun⸗

gen , die ich fo eben als weſentlich aufzuſtellen verſucht
dabe ?

Unſere Verfaſſungsurkunde hatte die Nothwendigkeit

und die Folgen der Unterzeichnung aller Regierungsver⸗

ordnungen ( gegen den Vorgang aͤhnlicher Verfaſſungen)
mit Stillſchweigen uͤbergangen . Der vorliegende erſte

Geſetzentwurf hilft , ſo wie ihn die Commiſſion zu ver⸗

beſſern vorgeſchlagen hat , dieſem Mangel wenigſtens in

einem , den Umſtaͤnden nach, genuͤgenden Grade ab .

Was den Umfang der den oberſten Staatsdienern

obliegenden Verantwortlichkeit betrifft , unterſcheidet un⸗

ſere Verfaſſungsurkunde Ç. 67 . gang čen vorhin aufge

ſtellten Grundſaͤtzen gemaͤß zwiſchen dem Rechſe der

Kammern uͤber die oberſten Staatsbeamten Beſchwerde

zu fuͤhren , und zwiſchen dem Rechte der Kammern , eine

Anklage gegen dieſe Beamten zu erheben , und zwar
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Achtzehnte Siqung Vom 3. Suny. F7

mit dem Zuſatze , daß die Faͤlle der Anuklag e durch

ein Geſetz beſtimmt werden ſollen .

Hingegen der vorliegende ; die Verantwortlichkeit der

oberten Staaarsdiener betreffende Geſetzentwurf , ent⸗

ſpricht jenen Grundſatzen eben fo wenig , als das denſel⸗

ben Gegenſtand umfaſſende Geſetz vom Jahr 1820 .

Das Recht der Beſchwerdefuͤhrung wird in

dem Geſetzentwurfe überall nicht erwaͤhnt ; und doch

wuͤrde es wohl fuͤr die ganze Faſſung dieſes Entwurfes

entſcheidend geweſen ſeyn , wenn man zugleich diefes

Rechtes gedacht haͤtte.

Das Recht der Anklage anlangend giebt uns der Ge⸗

ſetzentwurf bezeichnungsweiſe zu viel und au wewig :

Er giċbt ung zu viel , weil er wegen einer jeden

verfaſſangswidrigen That die Anklage offen laͤßt, ohne

die Faͤlle der Anklage , zu beſtimmen . Jedoch

wil th bey dieſer Ruͤge nicht weiter verweilen ; da man

vielleicht inſofern bey der Faſſung des Geſetzes die beſon⸗

dern Verhaͤltniſſe eines kleinern Staates in Erwaͤgung

gezogen hat .
Er giebt oder laͤßt uns zu wenig : denn ob er wohl

nur 6. 2. den Grundſatz der Verfaſſung zu wiederholen

ſcheint, ſo beſchraͤnkt er doch weſentlich das Anklagerecht

der Kammern . Denn der Staatsgerichtshof , der uͤber

die Anklage der Kammern erkennen ſoll , kann nach 8. 10 .

nur gewiſfe Strafen verhaͤngen . Er ift in Der That

nur eine dienſtpolizeyliche Etele ; mit dem eingtgemw Uns

terſchiede , daß er auch auf Dienſtentſetzung erken⸗
nen fann .

Dieſe Beſchraͤnkung des den Kammern zuſtehenden

nklagerechts ſcheint mir aber nicht nur mit den vorhin

aufgeſtellten allgemeinen Grundſaͤtzen , nicht nur mit dem

ortlaute unſerer ( wohl auch hier mit Beruͤckſichtiguug

der franzoͤſiſchen Charte entworfenen ) Verfaſſungsur —

funde , fondern auch mit der bekannten , auf Dem- RBefen
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der Sache beruhenden , in unſern geſammten Rechtszu⸗
ſtand auf das Innigſte verflochtenen Rechtsregel :

daß Niemand wegen derſelben That zweymal be —

firaft merden darf ; *)

ſchlechthin unvereinbar zu ſeyn . Und giebt es wohl

irgend eine Verletzung der Verfaſſung , welche nicht

zugleich , als eine Verletzung der Amtspflichten , ein

beſtimmtes Vergehen , oder ein Vergehen des ge —

meinen Rechtes waͤre ? Ich trete daher dem im

Commiſſionsbericht von zwey Mitgliedern der Com —

miſſion gemachten Antrage auf Abaͤnderung des Fen J0 .

unbedingt bey .

Da ich jedoch , wie billig , geneigt bin , die Mel

nungen Anderer nach Gebuͤhr zu achten , mich ihnen

moͤglichſt zu naͤhern , ſo wuͤrde ich ſchon folgende Faſ⸗
fung deg Şen ro : Mbfag 2. får genågend erachten :

„ Wenn die Verlegung der Verfafung , oder ver -

faſſungsmaͤßiger Rechte von der Art it , daf
der Angeklagte eine andere und ſchwerere Ahn —

dung nach dem allgemeinen Rechte des Landes

verwirkt hat , ſo hat der Staatsgerichtshof , als

Dienſtpolizeyſtelle , gemaͤß dem §. 16 . des Edicts

uͤber die Rechtsverhaͤltniſſe der Staatsdiener zu

verfahren . “
© o wird den gegen den Şen ro . fo eben erhobes

nen Einwendungen wenigſtens in einem gewifen Grade

begegnet . Auch die Verfafunggurfunde eineg benade

barten Königreichs , welhe man wohl bey der Fafung
ded ro . Şen berådfichtigt hat , — eine Urfunde , deren

* ) L. 14. D. de accus . » Senatus censuit , we quis ob idem

» , crimen pluribus legibus reus fieret . ««
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Anſehen uͤbrigens , ſo hoch ich es ſonſt anſchlage , doch

in dem vorliegenden Falle nicht fuͤr entſcheidend zu

halten ſeyn duͤrfte — naͤhert ſich dieſer von mir in

Vorſchlag gebrachten Abaͤnderung oder Erlaͤuterung des

Paragraphen .
Der Vicepraͤſident ſtellte hierauf die Frage :

Welche Regeln bey derBerathung über die vor⸗

liegenden Geſetzentwuͤrfe zu befolgen ſeyn duͤrften ?

Frhr . v. Weſſenberg : Ich erlaube mir zum

Voraus , darauf aufmerkſam zu machen , daß es noͤthig

ſeyn duͤrfte , zur Erleichterung der Discuſſion den Leit:

faden , nach welchem ſie Statt haben ſoll , feſtzuſetzen .

Die vorgelegten neuen Geſetzentwuͤrfe ſind hierzu wohl

am geeignetſten . Nur duͤrfte es zweckmaͤßig ſeyn , die

Digcuffion uͤber die Hauptfragen vorangehen zu lafen ,

die den weſentlichen Unterſchied des neuen Geſetzent —

wurfs uͤber die Anklage der oberſten Staatsdiener

durch die Kammern von dem ſchon beſtehenden Geſetz

betreffen , und uͤber diejenigen , woruͤber abweichende

Anſichten in der Comm ' iſſion ſelbſt ſich hervorgethan haben .

Als ſolche Hauptfragen moͤchte ich folgende in

Antrag bringen :

1) Soll der Staatsgerichtshof auch uͤber die mit

der Verletzung der Verfaſſung verbundenen peinlichen

Verbrechen aburthéeilen ? oder ſoll er dieſe Ahurthei —
lung blos den gewoͤhnlichen Gerichten uͤberlaſſen? oder

ſoll er ſie denſelben ausdruücklich zuweiſen ?

2 ) Goll ein eigener gewåhlter Staatsgerichtshof
aufgeſtellt werden ? kaa

3) Wie fol dieſer eigene Staatsgerichtshof gebil⸗
det werden ?

Soll das Verfahren deg Staatsgerichtshofes
šffentlich feyn ? yii
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59) Soll die Unterſchrift eines Beſchluſſes der ober⸗

ſten Staatsbehoͤrde unbedingt verantwortlich machen ?

( 6 . 3. und . )

Soll den Angeklagten ein geſetzlicher Anſpruch
auf Genugthuung gegen die Mitglieder der Kammer

vorbehalten werden , welche die Motion auf Erhebung
der Anklage gemacht haben ? ( G. 12 . )

Regierungscommiſſaͤr geh . Referendaͤr v. Lieben⸗

ſte in : Indem ich mir vorbehalte , auf die von dem

Herrn geh . Hofrath Zach ariaͤ vorgetragenen Bemer :

kungen bey den Paragraphen zu antworten , auf welde

fie fich beziehen , wil ich jegt nur úber Die Ordnung

der Berathung meine Anſicht dahin aͤußern : daß es
am angemeſſenſten ſeyn dürfte , iber einen jeden der

beiden Gefegentwårfe befonderg , und nach Der Ordnung ,

in welcher die Paragraphen , fhon in den son der Rer

gierung vorgelegten Gefegvorfhlágen auf einander fob

gen , 3u discutiren . Zu dieſer Anſicht beſtimmt mich

nicht blos die der Regierung zuſtehende Initiative , ſon⸗

dern auch , und noch mehr , die Eigenthuͤmlichkeit des

vorliegenden Falles . Es iſt naͤmlich der eine der bei —

den Geſetzentwuͤrfe nur eine neue Redaction eines ſchon

beſtehenden Geſetzes , der andere hingegen ſeinem In —

halt nach durchaus neu . Es waͤre nun moͤglich , daß

entweder dieſe Kammer die neue Redaction des Haupt⸗

geſetzes verwuͤrfe , und die Beybehaltung des alten vor⸗

zoͤge, oder daß die zweyte Kammer einen ſolchen Be—⸗

ſchluß faßte , oder daß endlich Die Regierung Abaͤnde⸗

rungen , welche die Kammern am Hauptgeſetz beſchloͤſſen ,

zu genehmigen nicht fuͤr gut faͤnde, und daher vorzoͤge ,
die neue Redaction dieſes Geſetzes zuruͤckzunehmen ,
und das alte fortbeſtehen zu laſſen . In allen dieſen
verſchiedenen Faͤllen der Zurůcknahme des neuen , und
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des Fortbeſtehens des alten Geſetzes iſt es gar leicht

moͤglich , daß das Procedurgeſetz mit Uebereinſtimmung
aler 3 Factoren der legislativen Gewalt doch zu Stande

komme . Denn das Procedurgeſetz ſchließt ſich eben ſo

licht an dag ate Hauptgeft , alg an. den neuen

Entwurf defelben an . Würden nun aber Theile deg

Procedurgeſetzes jetzt ſchon in das Hauptgeſetz hinuͤberge⸗

zogen , ſo muͤßte beym Eintreten jenes Falles daraus

nothwendig Verwirrung entſtehen . Es wuͤrde entwe⸗

der nur mangelhaft zu Stande kommen , oder viel —⸗

leicht auch — gegen die Abſicht aller Theile — ganz

ſcheitern .

Deshalb iſt es unerlaͤßlich , daß beide Geſetzent⸗

wuͤrfe beſonders , und in der Ordnung , wie ſie vorge⸗

legt ſind , discutirt werden . Werden beide Entwuͤrfe

angenommen , ſo iſt dann eine Vereinigung derſelben

zu einem Geſetz , ſie geſchehe ganz oder zum Theil , die

Sache der definitiven Redaction .

Frhr . v. Zyllnhardt : Dieſe Anſicht war auch

die der Commiſſion . Eben deswegen iſt uͤber einen

jeden der beiden Geſetzentwuͤrfe ein beſonderer Bericht

erſtattet worden . Ohnehin waren die Commiſſionsglie⸗
Der uͤber die Vereinigung der beiden Geſetze zu einem

einzigen getheilter Meinung .

Frhr . v. Weffenberg : Bey meinem Antrag auf

Entſcheidung einiger zuerſt zu eroͤrternder Hauptfragen

war es keineswegs die Abſicht , daß die beiden Geſetz —

entwuͤrfe nicht geſchieden bleiben , und abgeſondert uͤber

einen jeden im Ganzen und Einzelnen abgeſtimmt wer —

den ſolle . Vielmehr bin ich hierfuͤr aus den naͤmlichen

Gruͤnden , welche der Herr Regierungscommiſſaͤr vorge⸗

tragen hat . Nur ſcheint es mir , die Discuſſion wuͤrde
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febr erleichtert , menn die Hauptfragen , von deren Ent -

ſcheidung die Erledigung der meiften - andern nur als

Schlußfolge ſich ergeben wird , zuerſt eroͤrtert , und

dann zur Eroͤrterung der beiden Geſetzentwuͤrfe nach

der Ordnung der Paragraphen uͤbergegangen wuͤrde .

Beſteht aber der Herr Regierungscommmiſſaͤr darauf ,

daß gleich jetzt mit der Erórterung der einzelnen Şen
der Gefegentwúrfe angefangen . merde, - fo nehme ich
meinen Antrag ohne Anfand zuri , obgleih ih be -

forge , der Gang der Digcuffion : merde Dadurch ers

ſchwert .

Nach einigen weitern Bemerfungen úber die aufges

felte Frage wurde dber die Ordnung der Berathuns
beſchloſſen :

D daf die Berathung durch die Ordnung der von

der Regierung vorgelegten Gefegentwårfe beftimmt , und

daher

2 ) der eine und der andere Entwurf nah der

Reihenfolge der Paragraphen , auch bey einem jeden
einzelnen Paragraphen der Commiffiongbericht , mit

Vereinigung der fámtlichen , Aber - den Paragraphen in

dem Commiffongbericht enthaltenen Bemerfungen yers

leſen werden ſolle , endlich

3) daß man uͤberdie einzelnen Foen nur in ſofern
foͤrmlich abſtimmen wolle , als eine Verſchiedenheit der

Meinungen dazu Veranlaſſung gebe .
Hierauf wurde zur Berathung uͤber den Geſetzent —

wurf mit der Ueberſchrift : uͤber die Verantwort —

lichkeit der oberſten Staatsdiener geſchritten ,
und der Frhr . v. Zyllnhardt uͤbernahm es , als Vez

richtserſtatter , die einzelnen FHen, und jedesmal die ein —

ſchlagenden Stellen des Commiſſionsberichts zu verleſen .
Bey dem Eingange des Geſetzentwurfs erklaͤrte der
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Achtzehnte Gigung vom . - Juny .

Herr Regierungscommmiſſaͤr , daß man ben ber Bez

kannntmachung des Geſetzes die gewoͤhnliche Publica —

tionsformel dem Eingange einzuverleiben unvergeſſen

ſeyn werde .

Bey dem

—

erklaͤrte zuvoͤrderſt der Herr Regierungscommiſſaͤr , daß

man das Geſetz vom Jahr 1820 , was die Reihenfolge

der ertern vier § Sen betreffe , in dem vorliegenden Gez

fegentwurf allerdings aug dem in dem Commiffiongs

bericht angegebenen Grunde abgeändert habe .

Gerner wurde auf - die von dem Frrn . V. Tuͤrk⸗

heim gemachte , und von dem Frhrn . v. Zyllnhardt

unterſtuͤtzte Bemerkung , daß dieſer F. nach Maßgabe

der in dem Commiftongbericht fùr den Sen A vorges

fhlagenen Mbánderung , wegen der Gleichheit deg Grun -

deg , ebenfalls abauåndern feyn wirde , wenn anderg

die letztere Abaͤnderung die Zuſtimmung der Kammer

erhalte ,

beſchloſſen :

die bty dem 2. Fen in Vorſchlag gebrachte Ab—⸗

aͤnderung unter der nur gedachten Bedingung

auch auf Den r . Fen auszudehnen .

Sey dem

a

erklaͤrte der Herr Regierungscommiſſaͤr , daß die Regie —

rung gegen die im Commiſſionsbericht vorgeſchlagene

Abaͤnderung nichts einzuwenden finde .

Frhr . v. Tuͤrkheim Der zweyte Abſatz des

3. Şen und der 5. 8. des Geſetzentwurfs , welche von

der Anklage gegen die Mitglieder eines Collegiums

handeln , geben mir Anlaß , auf die Grundprincipien
deS ganzen Verantwortlichkeitsſyſtems zuruͤckzugehen.
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Es iſt bey dem ganzen Beſtreben , dieſes Syſtem

bey uns einheimiſch zu machen , eine Verlegenheit

nicht zu verkennen , ſie ruͤhrt aber nur von Unvollſtaͤn⸗

digkeit der Grundſaͤtze her , von einem Zwieſpalt zwiſchen
neuen Ideen , welche wir gerne nachahmend auch bey

uns verwirklichen moͤchten , und zwiſchen alten Ge —

wohnheiten und Beſchraͤnkungen , von welchen es ſchwer

wird , uns loszuſagen . Indeſſen iſt es auch wahr daß

der Uebergang in eine gang nexe Berfafung nicht auf

einmal fo vollftåndig gefhehen fann , daß nicht einzelne

alte Einrichtungen wirklich noch hier und da Der cons

ſequenten Ausbildung des conſtitutionellen Syſtems im

Wege ſtehen ſollten , allein ſie muͤſſen weichen , oder

man verzichte lieber auf Halbheit des Neuen .

Daß eine Anklage gegen die Miniſter und oberſten

Staatsbeamten wirklich eine gegen die Regierung —

wenn gleich nicht gegen die heilige Perſon des Regen —

ten angebrachte Klage ſey , indem es ſonſt genuͤgen

wuͤrde , dieſe Klage bey der Regierung anzubringen ,

habe ich ſchon vor zwey Jahren geſagt ; man wollte es

zwar damals nicht allgemein gelten laſſen , es iſt aber

jetzt wieder in dem Beybericht eines geehrten Commiſ —

ſtonsmitgliedes ſo gruͤndlich ausgefuͤhrt worden , daß

ich nichts Beſſeres und Weiteres daruͤber zu ſagen

vermag , und mich blos darauf berufen will . Die An—

klage eines oberſten Staatsbeamten bezeichnet nichts

anderes , als einen Fall , wo die Repraͤſentanten des

Volkes ſich mit dem Repraͤſentaͤnten Deg får feine Per

ſon unverletzlichen Regenten in Streit und Zwieſpalt

befinden . Daß der Regent per ſoͤnlich als heilig und

unangreifbar aus dem Spiele bleibe , iſt darum noͤthig ,

weil fuͤrs erſte das Gegenuͤberſtehen eines Einzigen mit

der hoͤchſten Gewalt gegen die Geſamtheit der Staats -
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angehoͤrigen nur mit ſolcher Heiligkeit moͤglich iſt , und

dann auch darum , weil ſo nur bey momentaner Spal⸗

tung die Idee des Staatsvereins in ſeiner , uͤber den

Streit erhabenen Perſon erhalten wird .

Weil aber ein ſolcher Streit in allen Faͤllen denk⸗

bar iſt , wo es ſich von der Verfaſſung und verfaſſungs⸗

maͤßigen Rechten handelt , ſo verſteht es ſich von ſelbſt ,

daß auch eine Anklage in allen ſolchen Faͤllen moͤglich

bleiben muß , und daß , weil die Perſon des Regenten

nicht dadurch beruͤhrt werden darf , immer ein Repraͤ⸗

fentant feiner Regierung da feyn muf , an. welden

man fich ohne alle Ungewifheit halten fann .

Die Grundidee if daher folgende : ede Verlegung

der Verfaſſung als des Socialvertrags , auf welchem

der ganze Staatsverein beruht , muß eine Klage begruͤn⸗

den . Dem Regenten ſteht aber die hoͤchſte Gewalt zu ,

und er iſt unerreichbar , er kann alſo alles thun , was

ihm gut duͤnkt , wenn er nur einen Diener findet , der

den Namen dazu herleiht , und die Verantwortlichkeit

dafuͤr in Beziehung auf die Verfaſſung übernimmt -

Dief ift dag ganze Geheimnif eineg conſtitutionellen

Staͤats . Daher wurde vor zwey Jahren , wiewohl

nicht ohne Kampf , als weſentliche Grundlage und Be —

dingung , dieſes Syſtem durchgeſetzt , dag alle anf Ber -

faſſung und verfaſſungsmaͤßige Rechte ſich beziehenden

Verfuͤgungen von einem dadurch verantwortlichen

Staatsbeamten unterzeichnet werden muͤſſen.

Von dieſem Geſtchtspunkt muß nun auch ben Bez

antwortung der Frage ausgegangen werden : in wiefern

ſich in ſolchen Faͤllen an ein ganzes Collegium , oder ,

damit man fich an dicem Mugdrud nicht ftofe , an die

Gefamiheit feiner Mitglieder gehalten werden fónne ?

Man ſagt , unſere oberſte Staatsbehoͤrde feye eine
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blog berathende , und habe eine collegialiſche Organiſa⸗
tion . Gut ! ſie berathet und begutachtet alſo nur , der

Regent beſchließt , und erſt dar aufhin , wenn er

dieß gethan hat , muß er nach dem , was eben vorhin

geſagt wurde , wegen der Heiligkeit ſeiner Perſon einen

dafuͤr verantwortlichen , durch die Unterſchrift zu er⸗

kennenden Staatsbeamten aufſtellen .

Die Unterſchrift bleibt alſo immer das Kriterium ;

an dieſe kann und muß man ſich halten , und der Nez

gierung jede beliebige , hiernach zu bemeſſende , und

auf mannigfaltige Art ausfuͤhrbare Einrichtung ledig⸗

lich uͤberlaſſen ; daraus folgt aber nach meiner Anſicht

auch , daß eine Anklage wegen Verletzung der Verfaſ —⸗

ſung und verfaſſungsmaͤßigen Rechte im Anfang immer

nur gegen den Unterſchreibenden angebracht werden

muͤſſe , und nur im Verfolg der Verhandlung auch an⸗

dere Mitglieder der oberſten Staatsbehoͤrde wegen ,
einer zwar aͤußerlich nicht erkennbaren , aber aus ihrer
innern Organiſation ſich etwa ergebenden Theilnahme
an der uͤbernommenen Verantwortlichkeit mit hineinge —
zogen werden koͤnnen . Die Erhebung der Anklage ge⸗—

gen ein Collegium oder die Geſamtheit ſeiner Mitglie —
der erſcheint mir aber jedenfalls als unthunlich , und

ich glaube , daf man fich nie an Die Ueberfehrift , fons

dern immer nur an die Unterfchrift einer Verfuͤgung
halten koͤnne .

Schwerer kann es auf dieſe Art doch der Regie —
rung gewiß nicht werden , fuͤr ihre Beſchluͤſſe einen

durch ſeine Unterſchrift verantwortlichen Repraͤſentan —
ten zu finden , denn wenn in einem , ſey es auch nur

berathenden Collegium , die Stimmenmehrheit ſich fuͤr
eine Maaßregel entſcheidet , und dadurch nach den Wor⸗

ten deg Geſetzentwurfs die Verantwortlichkeit fuͤr die -
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< felbe uͤbernehmen fónnte , fo wird eg unter alen . dagit

r kihmenden Mitgliedern doch niht an einem feplen ,

r welcher ſeine Unterſchrift unter den Abſchluß ſetzt .

n Unter die bey uns beſtehende aͤltere Einrichtungen,
n welche mit dem Syſtem conſtitutioneller Staaten , und

o namentlich mit dem Verantwortlichkeitsprincip nicht

recht harmoniren wollen , zaͤhle ich auch unſere Diener —

pragmatik , deren ich jedoch hier nur im Vorbeygehen

a erwaͤhnen darf .

poi In den Zeiten einer uneingeſchraͤnkt monarchiſchen

WVerfaſſung , oder unvollſtaͤndiger ſtaͤndiſchen Repraͤſen⸗

tation in einigen teutſchen Territorien war die Staͤn —

s digfeit , und die big auf einen gewiffen Grad geficherte

g Unabhaͤngigkeit der Staatsdiener der einzige , und ein

ſehr wohlthaͤtiger Damm gegen Willkuͤhr , eine Art von

Surrogat der Volksrepraͤſentation , deſſen wir nun im

Beſitz dieſer letztern nicht mehr beduͤrfen .

Der Regent aber ſollte jetzt bey der Theilung der

Gewalten , in der ſeinigen nicht auch noch durch ſeine

Werkzeuge gelaͤhmt werden ; diefe Regentengewalt hat

um ſo mehr intenſive Kraft noͤthig , jemehr ſie in ver -

faſſungsmaͤßige Graͤnzen gewieſen iſt , und innerhalb

dieſer Graͤnzen ſollten die eigenen Beamten der voll⸗

ziehenden Gewalt ſich nicht gegen dieſelbe hinter einer

Dienerpragmatik verſchanzen koͤnnen . Insbeſondere laͤßt

ſich aus dem Princip der Verantwortlichkeit ableiten ,

daß dem Regenten , welcher die Miniſter ſuchen muß ,

welche ſie uͤbernehmen , hierin die Haͤnde nicht gebun —
den werden koͤnnen .

Indeſſen wir haben nun einmal die Dienerprag⸗

matik als Beſtandtheil der Verfaſſung ; an der Regie —

rung iſt es , zu verſuchen , ob ſie dabey beſtehen kann ,

Und menn die Erfahrung das . Gegentheil zeigen folte ,
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ſo iſt von ihr die Anregung zu einer Abaͤnderung ab⸗

zuwarten .

Auf die Bemerkung der Frhrn . v. Baden und

v . Berſtett , daß die Sen - —6. in einer unzertrennli⸗

chen Verbindung mit einander ſtaͤnden , wurden ſofort

auch die

fsh

neb den darauf fih beziehenden Stelen des Commif

fiongberichts verlefen .

Regier . Commiſſaͤr , geh . Ref . vı Liebenftein ?

Als Regierungs Commifår habe ich die Pflicht auf mir,
die Grånde anzúgeben , welche die Regierung Gewogen

Haben , eine Abånderung derjenigen Beſtimmungen des

Geſetzes von 1820 , welche die Bedingungen der Ver —

antwortlichkeit betreffen , in den neuen Entwurf aufzu —

nehmen . Sie ſind folgende :

Erſtens : Die Unvertraͤglichkeit der Formen uns

ſeres Staatsorganismus mit dem Grundſatze , daß

derjenige , der einen Beſchluß der hoͤchſten Staatsbe⸗

hoͤrde unterſchreibt , alle Verantwortlichkeit allein zu

tragen habe , Da doch der Beſchluß von einer berathen⸗

den Verſammlung , oder oft nicht einmal von dieſer ,

ſondern von dem Regenten ſelbſt gefaßt iſt . Die Bey —

behaltung dieſes Grundſatzes muͤßte uns unausbleib —

lich zur Bureaukratie fuͤhren ; er wuͤrde eine andere

Organiſation der hoͤchſten Behoͤrde durchaus nothwen —

dig machen. Da man demjenigen Staatsbeamten , wel⸗

cher darin den Vorſitz fuͤhrt , ohne die groͤßte Unbillig⸗
fcit niht die an die Unterſchrift ſeines Namens ge⸗

knuͤpfte Verantwortlichkeit füͤr alle darin gefaßte , dem

Inhalt nach ihm oft mehr oder weniger fremde Be —

ſchluͤſſe aufbuͤrden koͤnnte , ſo wuͤrde daraus folgen , daß
jeder Miniſter oder Vorſteher eines Departements die
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b⸗n daſſelbe einſchlagenden Beſchluͤſſe unterſchreibe , und

dafůr alein verantwortlich måre . Mit andern Worten ;

id unſere hoͤchſte Staatsbehoͤrde muͤßte diejenige Einrich⸗
li⸗

tung erhalten , welche in einem benachbarten großen

st Reiche das Confeil der Minifer hat . Ein ſolches Sy —

ftem mürde aber , wie bereits von cinem Mitgliede Die :

fer Rammer anerfannt worden if , mit unferer Diener -

ifr pragmatik unvertraͤglich ſeyn , einem Geſetze , welches ,

| indem es den Staatsdienern eine gewiſſe Unabhaͤngig⸗
n : keit ſehert , den Staatsbuͤrgern ſo viele Buͤrgſchaft
it gegen Willkuͤhr gewaͤhrt .
en Der zweyte Grund war die Abſicht , die Ver —

es antwortlichkeit auch wirklich gegen alle diejenigen zu

er⸗ realiſtren , welche ſte von Rechtswegen treffen ſoll .

u⸗ Wird die Verantwortlichkeit lediglich auf den Unter —

ſchreibenden beſchraͤnkt , muß dieſer allein fuͤr einen

ns Beſchluß buͤßen , zu dem er vielleicht nicht einmal ge —

aß ſtimmt hat , ſo koͤnnen ſich die wirklichen Urheber eines

és verfaſſungswidrigen Beſchluſſes ganz bequem hinter der

zu Verantwortlichkeit ihres Collegen verſchanzen . Sie

n waͤlzen die Folgen ihrer Handlung auf fein Haupt ,

er, und gehen fuͤr ihre Perſonen frey aus . Geſetzt der

Unterſchreibende ſtuͤrbe , ehe die Anklage gegen ihn er —

hoben werden kann , dann fehlt es der Anklage an

re Alem Subject . Gie fann nicht mehr geltend gemacht
* werden . Diejenigen aber , welche den verfaſſungswi —

el⸗ drigen Beſchluß gefaßt haben , behalten ihren Sitz in

g7 der hoͤchſten Behoͤrde , und bleiben frey von aller Ver —⸗

j8? antiwortlichteit und Strafe . '

rt Jn Beziehung auf . Den §. 6. muf ih gegen Die

ze⸗ im Commiſſionsbericht ausgeſprochene Meinung bemer⸗

aß ten , dag die Beſtimmung , die er enthaͤlt , auch nach
Pi dieſem Syſtem nicht überfluͤſſig ſeyn duͤrfte . Es iſt

Protokvlle der 1. Kammer , 25
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hier keineswegs die Rede von ciner blog der Kanzleys
ordnung angehórenden Vorſchrift Åber die Form der

Geſchaͤftsbehandlung . * Es iſt die Nothwendigkeit aus —

geſprochen , daß jeder die Verfaſſung oder verfaſſungs —
maͤßige Rechte betreffende Beſchluß von einem verant —⸗

wortlichen Staatsdiener unterſchrieben ſeyn ſoll Wenn

auch die Unterſchrift an ſich die Verantwortlichkeit nicht

zur Folge hat , ſo ſoll ſie doch ein unzweydeutiges Zei —

chen ſeyn , daß der Beſchluß von der oberſten , der con⸗

ſtitutionelen Verantwortlichkeit unterworfenen , Staats —

behoͤrde ausgegangen iſt . Was endlich den 4. Şen

betrifft , ſo mag dieſer entweder ganz wegbleiben , oder

cS mag in demſelben das Wort „ ordentliche “ geſtrichen
werden . Wollte man hingegen die Faſſung im aͤltern

Geſetz beybehalten , und auch die außerordentlichen Mit —

glieder des Staatsminiſteriums in dem Şen erwåbnen ,

ſo wuͤrde man die Verantwortlichkeit auf Maͤnner er —

ſtrecken , welche hoͤchſtſelten oder nie in den Fall kom —

men , an den Berathungen und Beſchluͤſſen der oberſten
Staatsbehoͤrde thaͤtigen Antheil zu nehmen .

Frhr . v. Zyllnhardt : Die Meinung der Com —

miffion ging durchaus nicht dahin , daß der Unter —

ſchreibende ausſchließlich verantwortlich ſeyn ſoll , ſon —

dern nur dahin , daß der Unterſchreibende auf jeden
Fall verantwortlich ſeyn muͤſſe , damit man uͤberhaupt
oder vorerſt eine beſtimmte Perſon habe , gegen welche

Die Anklage gerichtet werden koͤnne . Der får §, 6. von

der Commiſſion vorgeſchlagene Zuſatz ſcheint mir daher

wefentlih . So , wie diefer §, in dem neuen Entwurfe

gefaßt iſt , und von der jetzigen Anſicht der Hohen

Regierung ausgehend , muͤßte ich ihn ſonſt fuͤr entbehr⸗

lich , und gar nicht in ein Geſetz iber die Berantwort -

lichkeit der obecſten Staatsbeamten gehoͤrig halten .

Protokolle der Erſten Kammer .
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Srhr . v. Berfheim : Mir dúnft , es koͤmmt hier
aleg darauf an : wag bedeutet , wag bezeithnet eigent -
lich die Unterſchrift des Miniſters , oder des vorſitzen —
den Mitglieds der oberſten Staatsbehoͤrde ? Iſt ſie nur

allein die Beurkundung , daß ein Beſchluß von der

oberſten Staatsbehoͤrde emanirt ſeye ; ſo kann dem Un—⸗

terſchreibenden ſeiner alleinigen Unterſchrift wegen , keine

Verantwortlichkeit zugemuthet werden , da dieſe Unter —

ſchrift nur als ein Theil des Mechanismus ſeiner Dienſt —

obliegenheit angeſehen werden muß , und er alſo fuͤr
den Inhalt des Beſchluſſes nicht verantwortlich ſeyn
kann ; eben ſo wenig als derjenige , welcher von dem

Staat dazu aufgeſtellt , das Gepraͤge auf das Metall

ſchlaͤgt, und es durch dieſe Operation zur Muͤnze ſtem⸗

pelt , dafuͤr verantwortlich iſt , wenn uͤber den nicht voll⸗

wichtigen innern Gehalt der Muͤnze Klage entſteht .
Bedeutet hingegen jene Unterſchrift : daß der Un —

terzeichnende der Veranlaſſer , der eigentliche Urheber
des Beſchluſſes der oberſten Staatsbehoͤrde war ; als —

dann freylich iſt derſelbe dafuͤr verantwortlich

Daß dieſer letztere Fall hier aber nicht eintrete ,
erkennt der Commiſſtionsbericht ja ſelbſt , und ich ſtuͤtze

mich hierauf , um zu bemerken , daß eben dieſes An —

erkenntniß mit dem Schlußreſultat der Commiffion ,

daß die Anklage nur gegen den Unterſchreibenden Statt

finden koͤnne, nicht ganz im Einklange ſteht .

Die Commiſſion ſcheint einen weitern Grund gegen
die Abaͤnderung in dem neuen Geſetz darin finden zu

wollen , indem ſie behauptet , daß man annehmen duͤrfe,

die Regierung habe das Geſetz vom Jahr 1820 hinlang —

lich gepruͤft . Ich bin weit entfernt , das Gegentheil
zu behaupten , kann es mir aber als ganz natuͤrlich ,

und in jeder Hinſicht als lo giſch denken , daß elne
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hohe Regierung , indem ſie mit Faſſung eines Procedur⸗
geſetzes ſich beſchaͤftigte , nothwendigerweiſe das Geſetz

vom Jahr 1820 uͤber die Verantwortlichkeit , noch ein⸗

mal genau pruͤfen mußte , und dabey den innern Orga⸗

nismus der dermalen beſtehenden oberſten Staatsbe —

hoͤrde genau abwaͤgend , dieſe Abaͤnderung alg noth -

wendig erkannte , da ſie auch dem beſtehenden Verhaͤlt⸗

niß des Staatsminiſteriums am angemeſſenſten iſt .

Die weitern Gruͤnde , welche der Commiſſionsbe —
richt wegen einer Anklage gegen alle Mitglieder der

oberſten Staatsbehoͤrde , im Fall nur einzelne ſchuldig
ſind anfuͤhrt , ſcheinen mir dadurch leicht widerlegt
werden zu koͤnnen , daß alle dieſe moͤglichen Unbilden

eben ſo gegen den einzelnen , naͤmlich den Unterſchrei⸗
benden , wenn er unſchuldig iſt , Statt finden ; im Ge —

gentheil aber es viel ſchoönender erſcheint , wenn auf

das Ungewiſſe hin die moraliſche Perſon angeklagt wird ,

als wenn eine beſtimmte Perſon ihren bis dahin un —

befleckten Namen bey jeder Gelegenheit der —Brandmarkung Preis geben muß .

Uebrigens kann dieſe Anklage , wenn ſie gegen die

oberſte Staatsbehoͤrde iim Allgemeinen gerichtet iſt ,

eben ſo wenig , als wenn der Vorſitzende derſelben nur

allein angeklagt wird , den immer unantaſtbaren

Centralpunkt der hoͤchſten Staatsgewalt beruͤhren
Die Eroͤrterung dieſes Gegenſtandes wird Ihnen ,

meine Herren ! inzwiſchen die Ueberzeugung gewaͤhrt

haben , daß ein Geſetz uͤber die Verantwortlichkeit der

Miniſter , das bis jetzt nur allein in England zur wirk⸗

lichen Ausfuͤhrung gebracht wurde , in Frankreich aber

bis jegt nur dem Namen nah in die Berfafung auf ”

genommen iff , nach unferer , von jenen Låndern fo

himmelweit entfernten , adminiſtrativen Organiſation
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keine leichte Aufgabe war , da in England und Frankreich
den verantwortlichen und anklagbaren Miniftern die fhd -
pferiſche Kraft des Willens , und die Hieraus folgende
That zu Gebot ſteht , Hatt dag bey ung núr der gu gez

bende, oder zu unterlaſſende Rath der Mitglieder der

oberſten Staatsbehoͤrde durch eine Aſklage in Anſpruch
genommen werden kann und dieſer Rath , dem bey uns

dermalen beſtehenden Organismus der oberſten Staats⸗

behoͤrde zufolge , nicht durch die Un ter ſchrift , ſondern
nur allein durch die Theilnahme , oder Mitwirkung an

dem gefaßten Beſchluſſe ſich bewaͤhrt .

Ich ſtimme deshalb aus dieſen eben entwickelten

Gruͤnden får die Beybehaltung der Faſſung des neuen

Geſetzes, daß naͤmltch nicht der Unterzeichnende , ſondern
nur die Geſammtperſoͤnlichkeit der oberſten Staatsbehoͤrde

verantwortlich ſey , und in Anklagezuſtand verſetzt wer —

den koͤnne

Irhrvb . 3y11nhardt : In Beziehung auf eine

Stelle dieſer Aeuſſerung , und um einem Mißverſtaͤnd⸗
niſſe zu begegnen , welches oͤfters wiederzukehren ſcheint ,
muß ich nochmals bemerken , daß nirgendwo im Commiſ⸗

ſionsberichte geſagt iſt , daß der Unterſchreibende a u s —

ſchließlich verantwottlich ſey , vielmehr enthaͤlt ver

der Commiffóngantrag mit deutlichen Worten das Ge —

gentheil .
Frhrev Weſſenberg : Die Commiſſton hat ſich

einſtimmig dahin erklaͤrt , daß die Unterſchrift weſentlich
als Kennzeichen , oder bezeichnendes Merkmal der Ver —

antwortlichkeit angeſehen werden muͤſſe, weil ſonſt kein

anderes ſicheres Kennzeichen denkbar iſt , das im Allge⸗

meinen bey den Beſchluͤſſen der oberſten Staatsbehoͤrden

feſtgefetzt werden koͤnnte . Da ſte jedoch ſich nicht fuͤr be -

rufen hielt , auf einen Vorſchlag zu irgend einer Art von

Drganiſitrumg der oberſten Staatsbehoͤrden einzugehen ;
ſo mußte ſie die Moͤglichkeit annehmen , daß auch Andere
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alg die Unterſchreibenden , als ſchuldig einer Verletzung

der Verfaſſung zur Verantwortung zu ziehen waͤren . In⸗

dem ſie daher darauf antrug , daß die Beſtimmung des

§. 4. des Geſetzes von 1820 , welcher verlangt , daf alle

auf die Verfaſſung , und ſperfaſſungsmaͤßige Rechte ſich be⸗

ziehenden Verfuͤgungen und Beſchluͤſſe von einem oder

mehreren der oberſten Staatsdiener unterzeichnet werden

ſollen , beybehalten werde , hat ſie zugleich den Beyſatz

vorgeſchlagen daş die Unterſchreibenden zwar dadurch

ſchlechthin verantwortlich werden , daß ſie es aber deswe⸗

gen nicht ausſchließlich ſeyn ſollen . Die ganze Comiſ⸗

ſion war davon iunigſt uͤberzeugt , dag wenu die - Unter

ſchrift nicht als Kennzeichen der Verantwortlichkeit ange⸗

nommen werde , dieſe ſelbſt blos illuſoriſch ſey , und in

Nichts zerfalle , indem in den mehrſten Faͤllen der Traͤger
der Verantwortlichkeit verſchwinden wuͤrde . Ein gauzes
Collegium , als ſolches , kann nie der Gegenſtand einer

Anklage der Kammern ſeyn , obgleich alle einzelnen Mit⸗

glieder angeklagt werden koͤnnen . Es war uͤbrigens nicht
die Sache der Commiſſion , zu unterſuchen , ob der jetzt
beſtehende Organismus der oberſten Staatsbehoͤrden mit

dieſer geſetzlichen Beſtimmuug , ohne welche die Verant⸗

wortlichkeit in Nichts zerfiele , im Einklang ſtehe ; aber

ich halte die Kammer fuͤr berechtigt , von der hohen Re⸗

gierung vertrauensvoll zu erwarten , ſie werde ſich ſelbſt
veranlaßt finden , den Organismus ſo einzurichten , daß

ein weſentlicher Artikel der Verfaſſung vollſtaͤndig zut

Ausfuͤhrung gebracht werden koͤnne .

Frhr . v. Berf heim : Wir find allerdings nicht hier
die Drganifation ter Verfaſſung in Erwaͤgung zu ziehen ;

aber ich fann . nicht einfehen , wie die Verantwortlichkeit
der oberſten Staatsbeamten blos illuſoriſch ſeyn mårge

weunn man den Unterſchreibenden nicht ſchlechthin verant⸗
wortlich machte . Der Vorbehalt , daß man noch uͤber⸗

dieß auch die andern Mitglieder des Staatsminiſterii in An-
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ſpruch nehmen koͤnne, iſt kein Grund , den Unterſchreiben —
den ſchlechthin verantwortlich zu machen . Die Regierung
bat die Unterſchrift ihrer Beamten noch nie fuͤr etwas

anderes gehalten , als fuͤr die Beurkundung , Daf ein Be -

ſchluß wirklich von der betreffenden Stelle ausgegangen ſey .

Frhr . v. Turkheim ? Mit dieſer Anſicht , welehr

aus der Unterſchrift eine bloße Beurkundung macht , ſteht

gleichwohl dag noch beftehende , vor zwey Jahren erlaſ⸗

fene , Geſetz im Widerfpruch . Alles kommt am Ente

darauf zuruͤck, daß der Regent jemanden finden muß ,
der ihn repraͤſentirt , d. h. der ſeine Beſchluͤſſe unter —

ſchreibt , und ſomit die Veranfwortlichkeit uͤbernimmt .

Der von dem Herrn Regierungseommiſſaͤr ange —

fuͤhrte Fall , daß der Anzuklagende ohne geſchehene An —

klage geſtorben ſey , iſt eben ſowohl bey jeder andern An —

klage denkbar , und außer dem Bereich eines menſchlichen

Geſetzes . Auch fann man fich . dann im Berfolg teg Ber :

fahren nech immer an diejenigen Milglieder des Staats⸗

minifterii balten , welche den Beſchluß veranlagt paben ,

obgleich nach dem , was id ) vorhin bemerkt habe , die Unz

terſchrift allein jene aͤußere Erſchcinung iſt , an welche man

ſich vor weiterer Unterſuchung und Erhebung der Anklage
mit Beſtimmtheit halten kann . Wenn aber auch dieſe

Weinung feinen Eingang findet , fo ift dodh mwenigftens
der von der Commiffion vorgefdtagene Beyſotz zum Ş. 6 .

unerlaͤßlich , ohne denſelben bleibt das ganze Verantwort⸗

tichfeitggefcs obne Unterlage , nur eine halbe Maaßregel ,
ein Schwanken zwiſchen Wollen und Nichtwollen , und

eher wuͤrde ich mich dann fuͤr letzteres entſcheiden .

Frhr . v. Berkheim : Ich kann eine blos halbe

Magßregel in dem Geſetzentwurf nicht finden . Vielmehr
beſtimmt das Geſetz klar , daß die Urheber eines Be —

ſchluſſes, nicht aber Dritte und Unſchuldige verantwort

tich ſeyn ſollen .



390 Protofoke der Erten Kammer .

Regierungscommiſſaͤr geh . Ref . v. Liebenſtein :

Der von mir beruͤhrte Fall iſt ein ganz anderer , als der ,

defen der Frhr , v. Tirfheim gemacht hat . —Er unter ?

ſtellt den Fall , daß jemand , der eine geſetzwidrige Hand⸗
lung felbſt begangen hat , geſtorben iſt , ehe die Strafe

des Geſetzes ibn erreichen fonnte . Dieß iſt allerdings

eine ganz gewoͤhnliche Erſcheinung , und es verſteht ſich

ganz von ſelbſt , daß nun die Wirkſamkeit des Geſetzes
aufhoͤren muß Hier iſt aber von einem ganz andern Fall die

Rede , naͤmlich davon , daß Jemand , der einen geſetzwi —
drigen Beſchluß zwar nicht ſelbſt gefaßt , vielleicht nicht
einmal dazu mitgewirkt hat , aber toch dafuͤr buͤßen ſoll ,
todt iſt , die Urheber des Beſchluſſes aber , die wirklich

Schuldigen , ſich noch am Leben befinden , aber nun vom

Geſetz nicht mehr erreicht werden koͤnnen .

Die Frhrnv . Weſſenberg und v . Zyllahardt
bemerkten dagegen wiederholt , daß durch die Antraͤge
der Commiſſion die Verantwortlichkeit der uͤbrigen Mit⸗

glieder des Staatsminiſterii keineswegs ausgeſchloſſen
werde .

v. Kettner : Die Regierung kann ihre Geſchaͤfts⸗
ordnung einrichten , wie ſie will . Ehemals wunden die

Beſchluͤſſe des Staatsminiſterii nicht von einem Mini —

ſter , ſondern nur von einem Secretaͤr unterſchrieben .
Die Regierung braucht alſo nur die alte Form wieder —

herzuſtellen , und die Miniſter ſind nicht weiter der Ver⸗

antwortlichkeit unterworfen , welche der 8. 6. des Ge -

ſetzentwurfs feſtſetzen ſoll . Ich glaube , daß die Conſti —⸗
tution weit beſſer geſichert iſt , wenn die Verantwortlich⸗
keit auf mehreren ruht , als wenn fuͤr einen Beſchluß nur

einer verantwortlich gemacht wird . Wenigſtens ſollte die

Hauptverantwortlichkeit weit eher den Referenten , als

den , welcher unterſchreibt , treffen .

Frhr . v. Zyl lnhardt : ? In Beziehung auf das ,

was der Herr Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner von der
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Geſchaͤftsordnung und der davon abhaͤngenden Beſtimmung

wegen der Unterſchrift geſagt hat , muß ich bemerken , daß

nach dem 8. 6. des vorliegenden Geſetzentwurfs , ſo wie

nach dem Geſetze vom Jahr 1820 , alle auf die Verfaſſung
und verfaſſungsmaͤßige Rechte ſich beziehenden Beſchluͤſſe
und Verfuͤgungen von einem oder von mehreren der verant⸗

wortlichen ober ſten Staatsdiener zu unterzeichnen find .

Frhr . v. Berſtett : Es gehen jedoch auch andere

Beſchluͤſſe , als die im ŞS. 6. bezeichneten ; don dem Staats -

minifterio atg . : Diefe Ennen noh immer blog : von eir

nem Gecretåriunterzeichnet werden : Und gleichwohl kann

in der Folge daruͤber ein Zweifel entſtehen , ob der Bez

ſchluß nicht dennoch die Verfaſſung oder verfaſſungsmaͤ⸗
ßige Rechte betreffe , ſo wenig man auch urſpruͤnglich
Veranlaſſung hatte , ihn aus dieſem Geſichtspunete zu

betrachten :
Srhr . v RWeffenberg : Gegenden Antrag , daß

jedesmal der Referent , der den Befchluf in Antrag ge -

brat hat , denfelben unterzeichnen foke , finde idh meiz

nerfeits nichts einzuwenden . Nur muf algdann der Ne -

ferent auch nothwendig die Berantwortlichteit úbernejmen :

v. Rotteck : Eg ift niht zu verfennen , daf dem

fraglichen Antrage des Commiſſionsberichtes einige Incon⸗

venienzen entgegen ſtehen . Aber es ſcheint mir nicht unmoͤg⸗

lich zu ſeyn , ſte zu heben . Dagegen wuͤrde , meiner Ueber⸗

zeugung nach das ganze Geſetz unwirkſam ſeyn , wenn nicht
der Unterſchreibende ſchlechthin verantwortlich ſeyn ſollte —

ſo halte ich es fuͤr unbedingt nothwendig , den Ç. 6. des

Geſetzentwurfes nach dem Vorſchlage des Commiſſtons⸗
berichtes abzuaͤndern .

Zachariaͤz Wie ich ſchon fruͤher bemerkt habe , der

Z. 6. des vorliegenden Geſetzentwurfs iſt entſcheidend fuͤr
den Werth und den Erfolg des Geſetzes .

gi

Xh behaupte offen und unumwunden , daf unfere

Verfaſſung niht gedeihen , nicht beftehen fann , ` wenn
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nicht der Staatsbeamte , welcher eine landesfuͤrſtliche
Verordnung , oder eine Verfuͤgung der oberſten Staats⸗

behoͤrde unterzeichnet , fuͤr den Inhalt der Verordnung

oder Verfuͤgung vermoͤge ſeiner Unterſchrift unbedingt

verantwortlich iſt .
Denn —damit ich den aͤußerſten Fall ſetze , und ſo

die Gefahr deſto ſchroffer hinſtelle — wie , wenn der

Fuͤrſt gegen den Beſchluß des Staatsminiſteriums , ſelbſt
gegen den einhelligen , einen Entſchluß faßt , eine Ent⸗

ſcheidung erlaͤßt — oder wenn , um einen Ausdruck der

Vorzeit zu gebrauchen , die Juſtiz aus dem Cabinete ver⸗

waltet wird — wer iſt dann verantwortlich ? — Nicht
der Fuͤrſt , er kann nicht unrecht handein , nicht die

Miniſter , ſie haben nicht gehandelt .

Noch mehr ! Ich bezweifle uͤberhaupt , ob die Mit —

glieder der oberſten Staatsbehoͤrde ſchon wegen eines ge⸗

faß : ! en Beſchluſſes , unbeſchadet des Geiſtes unſerer
Verfaſſaung , zur Verantwortung gezogen

werden koͤnnen .

Erſt durch die Zuſtimmung des Fuͤrſten wird ein ſol⸗
cher Beſchluß vollziehbar , ihn wuͤrden wir anklagen ,
wenn der Beſchluß Grund unſerer Anklage waͤre .

Aber der Staatsbeamte , welcher eine verfaſſungswi⸗
drige Verfuͤgung oder Entſcheidung unterzeichnet , und ſo

vollziehbar macht , kann wegen ſeiner Handlung , kann
als Werkzeug zur Verantwortung gezogen werden . Er

haͤtte ſich zur Ehre des Fuͤrſten , zum Beſten des Lan —

deg , Der tnterzeihnung weigern folen :
Wohl ift unter einem guten Férfen , mwopt ift unter

unſerm Fuͤrſten , das nicht zu fuͤrchten, was das Geſetz
mißtrauiſch vorausſetzt . Aber das Geſetz ſey mißtrauiſch ,
weil es die Menſchen uͤberlebt , oder uͤberleben ſoll .

Allerdings iſt hier von einer Neuerung die Rede ,

aber von einer Neuerung , welche allein den gegenwaͤrtigen
Herr Staats miniſtern und khren Nachfolgern diejenige

verfaſſungsmaͤßige Stellung ſichert , die mir zum Gedei⸗
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hen der Verfaſſung eben ſo nothwendig zu ſeyn ſcheint ,
als das Daſeyn und die geſetzliche Wirkſamkeit der bei —

den Kammern .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Was eben ſo ſchoͤn geſagt

worden iſt , beſtaͤtigt meine fruͤhere Bemerkung . Die

Klage muß zunaͤchſt gegen den Unterſchreibenden gerichtet

werden . Die erſte Richtung derſelben iſt immer gegen

das , was aͤußerlich erſcheint .
Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein :

Ich hatte mir vorgenommen , noch einige Bemerkungen
hinſichtlich des vorliegenden wichtigen Gegenſtandes zu

machen ; allen jetzt , nachdem ſich der geh . Hofrath Za⸗

char iaͤ ſo umfaſſund und ſchoͤn geaͤußert hat , wuͤrde eg

uͤberfluͤſſig ſeyn , noch etwas beyzuſetzen . Ich erklaͤre

ſonach lediglich hiemit , daß ich mich ſeinen Aeuſſerungen

vollkommen anſchließe .
Auf die nunmehr von dem Vicepraͤſidenten

geſtellten Fragen

beſchloß
die Kammer mit großer Stimmenmehrheit , ( ſo daß nur

bey dem zweyten Beſchluſſe die Minoritaͤt auf 6 Stim -

men von 13 anftieg , :

1 ) Den §. 3e und 6. des bon der Regierung vorgeleg⸗

ten Geſetzentwurfes nicht ohne Modifieation beyzube⸗

halten ; ſondern

2) dieſe Paragraphen ( 8. 3 und 6 ) mit den tur Cóm -

miſſtonsberichte vorgeſchlagenen Abaͤnderungen anzu⸗

nehmen ; endlich

3) dew g: 4. aus Bem Gefegentwurfe wegzulafen .

Wegen der fehon weit vorgerådren Zett wurde die wei -

tere Berathung des Geſetzentwurfs auf die naͤchſte

Sitzung ausgeſetzt .
Frhr . v. Zolinhardt .

Zachariaͤp
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Beylag e Ziffer 58.

Geſetzentwurf
die Ausgleichung der Central⸗ - KriegsLaſten

betreffend .

r kani

Die Kriegskoſten - Ausgleichung umfaßt jene allge⸗
meinen Kriegslaſten , welche an das ganze Land gefor -
dert , und von der Centralele auf ate Kreiſe repartirt
wurden , oder welche zwar nur an einzelne Landestheile
gefordert worden , ihrer Natur nach aber als Landeslaſt
zu betrachten ſind .

*

Dahin gehoͤren:

Hdie Lieferungen in die Armee - Magazine ;
M die Fleiſch - und Schlachtvieh - Lieferung ;
3 ) die Pferdelieferung ;
Rdie Lieferung verarbeiteter Producte an ganze Ar⸗

meeeorps ; th sid MiO igy
5) Saͤmmtliche Spitalkoſten ; ji ;

6 ) die Koſten fuͤr Errichtung und Unterhaltung der

baͤckereyen, Lager , Blocadecorps Feld⸗ und ſonſtiger Ar⸗

mee - Anſtalten ;

7 ) die durch Anlegung und Abtragung von Bruͤcken
und Verſchanzungen entſtandenen Koſten , einſchließlich

der Entſchaͤdigung fuͤr gaͤnzliche Vernichtung oder ſtarke Be⸗
ſchaͤdigung gewerbſchaftlicher und anderer Gebaͤude auh
ſonſtiger Grundelgenthums , welche dieſe militaͤriſch techni⸗
ſchen Anlagen verurſacht haben ;

8 ) der Aufwand fuͤr Transporte der Artillerle Maga⸗
zine und Spitaͤler , und anderer Effeteen , welche gewoͤhn⸗
lich mit eigenem Militaͤr - Fuhrweſen transportirt werden ;

9) die Koſteun fuͤr Ueberſchiffuug ganzer Atmeecorps
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10 ) die Entſchaͤdigungen fuͤr das auf Kriegsfrohnden
verlohren gegangene Vieh , Schiff und Geſchirr , nach den

daruͤber in der Normal⸗ Verfuͤgung vom 27 . Mayh 1812 .

enthaltenen Beſtimmungen ;n p
11 ) die fuͤr Marſch - und andere Kriegsgeſchaͤfte aufge —

laufenen Koſten bey Central - und Mittelſtellen ;

12 ) die Einrichtungs - Koſten fuͤr die großen Haupt⸗

quartiere .

2
Y ebhika : ;

2 Der Aufwand får diefe Gegenſtaͤnde wird nach jenem

t Betrag in Mufregnung gebracht , wie ſolcher , als wirklich

ie geſchehen , urkuudlich nachgewieſen iſt .

ſt
— S

Die Liquidation geſchieht nach Gemeinden von den be⸗

treffenden Diſtricts - oder Bezirksſtelleu unter der Leitung
der Central - ⸗Kriegscommiſſion , und unter allſeitiger ge—⸗

nauer Pruͤfung , ob die zur Liquidation gebrachten Gegen —
ſtaͤnde in eine der Art . 1. aufgezaͤhlten Ausgleichungs - Ka—

s
tegorieen gehoͤren.

Einer jeden Gemeinde wird dasjeuige als Verguͤtung
in Aufrechnung gebracht , was ſie aus Armee - Magazinen

empfangen ; auch , was ſie an den von den alltirten Maͤchten

bezahlten Entſchaͤdigungs- Summen erhalten hat .

we
h

In Erwaͤgung , daß der Beſtand des Landes im Jahr

1809 ſich bis zum Jahr 1813 durch Zugang und Abgang
bedeutend geaͤndert hat , und daß die zugegangenen Landes⸗

theile fuͤr dieſe Periode nicht ſo , wie fuͤr die ſpaͤtere von

1813 an in die Ausgleichung gezogen werden koͤnnen, ſoll

fuͤr die eiſte Periode eine beſondere Ausgleichung , jedoch
ruͤckſichtlich der Ausgleichungsgegenſtaͤnde nach denſelben

Normen ( Art . . ) gebildet werden .
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8

Die Etappenrechnungen aus der Perlode von 1809

bis 1813 werden bey dieſer Ausgleichung in ſo weit , als

WT fie vom gåtizen Land zu vertretende , ſoweit zur Ausglel⸗

> | chuug geeignete Leitungen enthalien , gum Grunde gelegt s
p

B doch bleibt jenen Gegeven , mwy in dtefer Periode Feire

ps Etappenſtationen Statr hatten , folglich auch feine Erap -
X

j pen⸗Rechnungen vorhanden find , unbenommen , thre Lets

È:
| naria ſtungen , die fie nach dem Art . J . beſtimmten Grnundſatz zur

—* Ausgleichung geeignet erachten , zur Liquidation zu bringen .

f
S

A r E 5.

Die Grafſchaft Hohengeroldseck bleibt von aller Activ -

bi und Paffiv - - Theilnahme an der Musglet hung betder Perto :

|
den ausgeſchloſſen .

*

| s
——66

*
Der Maaßſtab , nach weidem die confiatirteu Gúm -

`

men als Gegenſtand der allgemeinen Ausgleichung repartirt
werden ſollen , wird durch ein boſonderes Geſetz , und zwar

noch im Laufe des dermaligen Landtags beſtimmt werden .

G | Beylage Ziffer 59 .

Das Geſetz uͤber die Kriegskoſtenausgleichung , wel —

ches ich Ihnen , meine Herren ! vorzulegen die Ehre habe , iſt
im Weſentlichen auf das Reſultat gebaut , welches aus

den nicht ganz vollſtaͤndigen Verhandlungen hervo gegan —⸗

gen iſt , die uͤber dieſen Gegenſtand beh der Staͤndeverſrum⸗

lung von 1820 bey der zweyten Kammer Statt gefunden .
Die Reſultate dieſer Verhandlungen laſſen ſich in zwey

Hauptſaͤtzen darſtellen .
Eine Reihe von Kriegskoſten ſind als Centrallaſten

anerkannt.
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Wir verbinden mit der Bezeichnung Centralla —

ſten den Begriff , daß darunter nur ſolche Laſten ver —

ſtanden werden , welche nach unzweifelhaften Rechtsſaͤ⸗
tzen auf dem ganzen Staatsverbande ruhen .

Dagegen iſt uͤber eine andere , iu ihrem Betrag ſehr

anſehnliche Reihe von Kriegskoſten in den befragten Ver—
handlungen vor 1820 nicht entſchieden , ob dieſelben als

Centrallaſten , als Bezirkslaſten , oder als Locallaſten be —

trachtet werden ſollen .

Hierher gehoͤren die Koſten fuͤr Einquartiruug , oder

vielmehr die Ernaͤhrung der einquartirten Mannſchaft ,
und die Frohnden .

Der Geſetzesvorſchlag , welchen ich ſogleich vorzuleſen ,
die Ehre haben werde , beſchraͤnkt ſich lediglich auf die

erſte Reihe der Krieaskoſten , und erwaͤhnt der zweyten

gar nichte Es iſt damit ausgeſprochen , daß die Regie —

rung — nach der Weiſe vie die Sache dermalen an —

geſehen wird — die Ausgleichung der nicht benannten

Gegenſtaͤnde — wenigſtens auf das ganze Land — nicht
fuͤr zweckmaͤßig halte .

Ich werde nach Ableſung des Geſetzes , zu welcher
ich mich nun wende , die Ehre haben , diejenigen Gruͤnde ,

welche bey der Ausſchließung eben gedachter Gegenſtaͤnde

haupiſaͤchlich den Ausſchlag gegeben haben , kurz anzu⸗

fuͤhren. (Heier folgte die Verleſung des Geſetzes )
Ich habe Ihnen nun die Gruͤnde , warum gewiſſe

Kriegslaſten in die Ausgleichung nicht aufgenommen wor⸗

den find , zu entwickeln .

Sie ſinden vorerſt die allerdings in ihrem Betrag
bedeutenden , und ohne Zweifel fuͤr den Landmann

druͤckenden Koſten der Ernaͤhrung der Pferde , ſoweit ſol —
che auf Koſten der Quartiertraͤger , und ohne Aufrechnung
auf Magazinslieferung Statt fand , nicht in die Ausglei —
Dung aufgenommen .

Im Jahr 1820 war es anders vorgeſchlagen .
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Dieſe Koſten waren zur Ausgleichung berufen , waͤh—

rend die Koſten fuͤr Ernaͤhrung der einquartirten Solda⸗

ren , als Locallaſt behandelt waren .

Die Regierung fonnte aber feinen rechtlich be —

gruͤndeten Unterſchied zwiſchendieſen Aufwandsgegenſtaͤn⸗
den auffinden . i

Sodann mwirfte auh bey diefem Gegenftand der Um⸗

ſtand , welcher gegen die Ausgleichunz der Einquartirungs⸗
Verpflegung uͤberhaupt ſpricht . Naͤmlich es if eine red ?

nungsmaͤßige , vollſtaͤndige und zuverlaͤſſige
Erhebung des wahren Betrags der Quartierlaſt in Be —

zug auf Mannſchaft und Pferde , nicht moͤglich .

Die Materialien , welche dazu vorliegen , geben keine

vollſtaͤndige Ueberzeugung , und es iſt mit einem hohen

Grad von Wahrfheinlihteit zu behaupten , vafi ein Theil
der Soldaten , úber Deren Anweſenheit militaͤriſche Quit⸗

tungen vorgelegt werden , niðt gerade in der Gemeinde

berpfiegt worden find , mwåhrend andere Gemeinden Quar —

tierlaft und Verpflegung abgereicht haben , åber welde fie

feinen Mugmweig vorzulegen im Stande find .

Mus diefen Grånren wåre die Liquidation nur eine

zwar ziemlich wahrſcheinliche Approximation an die Wahr —

heit , ſie wuͤrde ſtch aber offenbar zu einer ſtrengen Ab —

rechnung nicht vereigenſchaften . Nun aber kommt zu be —

trachten , daß meiſt nur diejenigen Gegenden , welche an

gangbaren Heerſtraßen gelegen ſind , von der Einquarti⸗
rungslaſt vorzuͤglich bedruͤckt waren .

Dieſen gewaͤhrt aber ihre Lage und der lebhafte Ver —

kehr , welche ihnen dieſelbe ſichert , ſo viele Vortheile vor

andern Gemeinden voraus , daß ſie ſich eine Belaſtung ge⸗

fallen laſſen koͤnnen , die gewiß in den meiſten Faͤllen

ſchon erſetzt , wenigſtens verſchmerzt iſt .

Es wuͤrde unbillig ſeyn , dieſen beguͤnſtigten Gemein⸗

den wenigſtens nach demſelben Maaßſtab , wie den entle —

genen Orten, einen Erſatz auszumeſſen . In jedem Fall
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wuͤrde daher nur eine Verguͤtung Statt finden koͤnnen ,

deren Maaß aber nicht leicht auszumitteln ſeyn duͤrfte .

Indeſſen mißkennt die Regierung keineswegs , daß

ſich ſowohl in rechtlicher Hinſtcht , als aus oͤkonomiſchen

Betrachtungen vieles dafuͤr ſagen laͤßt , auch die Quar —

tierlaſt in Betrachtung zu ziehen , und ſie wird den

Waͤnſchen , welche ſich deshalb in dem Lauf der Dis -

cufſitvnen entwickeln duͤrften , gerne ſo meit eg ihre

Pflichten fuͤr das allgemeine Wohl zulaſſen , entgegen⸗

kommen . Frohnden ſind auch in dieſem Geſetzentwurf

niht alg Ausgleichungsgegenſtaͤnde aufgefuͤhrt . Dazu

ift ein doppelter Grund vorhanden : Ein gefeglihes

Uund ein facktiſcher —

Der geſetzliche liegt in der Verordnung vom 18 . Apr.
Igro ( Règ : Vi : von - 1810 Seite i20 . §- . ) , nad wel -

chem die Frohndpflicht zu Spannfrohnden auf Deni

zum Guͤterbau gebrauchten Vieh ruht . Der factiſche
Grund beſteht in der voͤlligen Unmoͤglichkeit , eine zu —

verlaͤßige Zuſammenſtellung der geleiſteten Kriegsfrohn —

den zu Stande zu bringen . Denn es iſt bey dieſer

Operation niht genug , daf vón einem odér Dem atis

dern Bezirk glaubhafte , dD. he einer : Controle ausge :

ſetzte Aufzeichnungen geliefert werden , ſondern dieß

muß wenigſtens bey einer eminenten Mehrzahl Der

Concurrenten geſchehen koͤnnen . Es genuͤgen auch bloße

Aufzeichnungen der Gemeinden ohne Beſcheinigungen

nicht , vielmehr muͤßte der Beweis ſtrenger gefuͤhrt wer⸗

dem : Muin find aber in Hånden der Gemeinden feine

Vorſpannsbelege mehr zu finden oder eg if eine in

vollkommene Saͤmmlung .

Bey den vorhandenen giquibationdriateriatien if

aber auf die Frohnden keine Rüͤckſicht genommen , denn

im Feldzug von 1313 und 1814 fand deren Vergulung
Protokolle der 1. Kammerne 26
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nicht Statt , und ſie wurden daher auch nicht aufge⸗

zeichnet . Fuͤr das Jahr 1815 ſind zum Theil Aufzeich⸗
nungen vorhanden ; allein dieſe genuͤgen nicht . Jeder

Verſuch der Ausgleichung wuͤrde daher zu neuer Be —

druͤckung fuͤhren . Zunaͤchſt findet ſich in dem neuen

Geſetzvorſchlag die weitere Abweichung , daß ( deſſen

§. II . gegen den Inhalt des §. IV . des Geſetzvorſchlags
voa 1820 ) der wirflihe Aufwand fuͤr die zur

Ausgleichung kommenden Gegenſtaͤnde als Aufrechnungs⸗

preis feſtgeſtellt iſt , und ſomit die in dem fruͤhern Ge—
ſetzvorſchlag enthaltenen Normalpreiſe umgangen wer —

den . Bey der Verfolgung der Arbeiten hat es ſich
gefunden , daß man weder die in dem Geſetzvorſchlag
von 1820 enthaltenen Normalpreiſe anwenden , noch
von denen bey der Discuſſion vom 28 . Auguſt 1820

in Anregung gekommenen anderen Preiſen Gebrauch

machen konnte . Viele Lieferungsgegenſtaͤnde ſind weder

im Marktpreis begrifſen , z. B . Kochmehl , Backmehl ,
Reis , Graupen , Branntwein ꝛc. , noch weniger in den

Steuerausgleichungs - Operationen enthalten . Die An —

wendung der Letztern , weil ſie fuͤr gewiſſe eigene Be —

zirke gelten , wuͤrde bey der Berechnung der Lieferun —

gen eine ins kleinliche gehende Calkulation erfordern ,
die das Geſchaͤft unfehlbar verwirren und aufhalten

muͤßte.
Es wuͤrde aber auch eine große Unbilligkeit darin

liegen , wenn man denjenigen Gemeinden , welchen auf⸗

gegeben war , indie fehr entfernten Maägazinsftationen
èu liefern , und die daher aug ihrer Unmigegend -die

Lieferungsgegenſtaͤnde nicht dahin verfuͤhren konnten ,

nicht den wahren Aufwand verguͤten wollte .

In den Verhandlungen , welche im Jahr 1820

Statt fanden , ift der Anfangstermin der Ausgleichung



ifge⸗

eich⸗

eder

Be⸗

uen

eſſen

lags

zur

1987
Ge -

ver⸗

ſich

lag

10h

820

uch

der

ebl,
den

An⸗

Bez

unz

rn ,

ten

rin

uf

nen

die

en ,

320

mg

Achtzehnte Sitzung vom 3. Juny . 401

auf das Jahr 1809 feſtgeſetzt , und es ſind zwey Pe —
rioden der Ausgleichung angenommen ; von 1809 bis

1813 , als die Alliirten das Land betraten , und von

dieſem Augenblick an bis zum vollendeten Ruͤckmarſch
der Occupationsarmee .

Der Unterſchied begruͤndet ſich nach dem vorliegen⸗
den Geſetzentwurf nicht in einer Verſchiedenheit der

Ausgleichungsgrundſaͤtze , ſondern in der Verſchieden —
heit der zur Ausgleichung concurrirenden Landestheile .

Im Jahr 1809 , als die hauptſaͤchlichſten Laſten die —

ſer Periode getragen werden mußten , waren einige

Landestheile , die gegenwaͤrtig zum Großherzogthum

gehoͤren , noch nicht mit demſelben vereinigt , ſie trugen

daper mit ihren damaligen Landsleuten die befragten

Kriegslaſten . Erſt durch den Pariſer Frieden von 1810

und die aus demſelben hervorgegangenen Laͤnder - Ab —

tretungen conſtituirte ſich das Großherzogthum in ſei —
nem gegenwaͤrtigen Umfang . Es fanden aber in den

damals neu hinzugekommenen Bezirken ſeitdem bis

zum Jahr 1813 keine Kriegslaſten Statt , folglich con —

ſtituirt ſich auch erſt mit dem Jahr 1813 die neue

Gemeinſchaft , von welcher aber hinwiederum die Graf -

ſchaft Geroldseck als neuere Vermehrung ausgeſchloſ —
ſen bleibt . Und auch das Amt Steinfeld wird nicht
beygezogen werden , weil deſſen neue Regierung erklaͤrt

hat , daß fuͤr daſſelbe auf Vortheil und Laſten aus der

Ausgleichung entſagt werde . Das dieſſeitige Gouver —

nement hat jedoch daruͤber noch keine Erklaͤrung ge —

geben .

In den Verhandlungen des Jahrs 1820 iſt der

Wunſch ausgedruͤckt worden , daß die Liquidationsar —
beiten fortgeſetzt , und wo moͤglich auf dem gegenwaͤr—
tigen Landtag das Reſultat vorgelegt werden moͤchte.
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Lehteres beſonders zu dem Zwecke , damit darauf eine

Entſcheidung der Frage :

in wiefern die Einquartirungs - Verpflegung in

Peraͤquation zu ziehen ſey ?

zu begruͤnden . Man hat ſich zwar eifrig bemuͤht, die⸗

ſem Wunſche zu entſprechen , allein es iſt aller ange —

Zendeten Muͤhe ungeachtet nicht moͤglich geweſen , das

ganze Geſchaͤft zu vollenden . Die Hinderniſſe , welche

entgegenſtunden , waren zu mannichfaltig , und die

Maſſe der Geſchaͤfte , welche ſich am Ende vorfanden ,

war zu groß, als daß es moͤglich geweſen waͤre , damit

zu Stande zu kommen . Ich will hier nur kurz die

Gruͤnde anfuͤhren , welche die Vollendung hinderten ;

am beſten wird ſich die hohe Kammer uͤberzeugen , wenn

die zu waͤhlende Commiſſion auf dem Bureau der

Kriegscommiſſton ſelbſt die , aus andern Ruͤckſichten

wuͤnſchenswerthe naͤhere Einſicht der Sache nehmen

wird

Anfangs hoffte man , daf die Gemeinden deg fanz

peg im Gtande fenn mwùitden , die Ausweiſe uͤber den

ben ihnen Statt gehabten Kriegskoſtenauſwand anzu —

geben . Allein verſchiedene Verſuche gaben das Reful

tat , Dag nur wenige dief zu bemwirfen im Stande ſeyen ,

weil ſie ſaͤmtlich ihre Belege und Urkunden an die

Kriegscommiſſion abgegeben hatte . Die Kriegscommiſ⸗

ſon benutzte dieſe Belege zu den verſchiedenen Liqui⸗

dationen mit den alliirten Maͤchten , und es ergab ſich

als Reſultat : daß alle Liquidationspapiere von 1813

und 1814 zu Frankfurt in dem Archiv des Bundestags
verwahrt fen . Weil nun die Liquidation vom Jahr

1813 und 1814 mit den verbuͤndeten Staaten nicht

geſchloſſen war , weil es beſondern Schwierigkeiten aus⸗

geſetzt war , dieſe Belege aug dem Arhiv zu erhalten , |
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mufte man einen , andern Ausweg zu finden fuchen .

Es fehlten auh Die Materialien zu der Liquidation

von 1815 . Die Uréunden waren an die einzelnen Staa⸗

ten — mit welchen die Liquidationen Statt gefunden

hatten — ausgefolgt . Alſo auch hier fehlte es Jan

Ausweiſen . Man hoffte nun , daß wenigſtens die bey

der Kriegscommiſſton zuruͤckbehaltenen Specialetats und

andere Aufzeichnungen Aushuͤlfe geben wuͤrden . Allein

auch dieſe Erwartung ſchlug fehl . Alle Tabellen und

Zuſammenſtellungen , die ſich daſelbſt vorfanden , waren

ſo abweichend , und meiſt sine die et consule , wie ſich

das von der Eilfertigkeit , mit welcher die Abſendungen

der Liquidationspapiere betrieben werden mußte , und

von dem haufigen Wechſel des Reviſtonsperſonals nicht

anders erwarten ließ . Es blieb daher nichts anderes

uͤbrig , als noch einen Verſuch zu machen , ob die in

Frankfurt befindlichen Materialien nicht zum Zweck der

Landesausgleichung benutzt , und die Anſpruͤche des

Großherzogthums an die verbuͤndeten Staaten aus

diefer Abrechnung ſalvirt werden koͤnnten . Dieſer Ver —

ſuch iſt gelungen , und ſeit dem Monat November v. y :

find wir im Befig der Urfunden , ohne Daf dadurch die

Staatsanſpruͤche , welche auf dieſelbe begruͤndet ſind ,

gefaͤhrdet werden.
Im vorigen Spaͤtjahr ſind dieſe Materialien ein⸗

getroffen . Es ſind derſelben aber eine ſolche Menge ,

( ungefähr 15 Ctr . , ) Daf es niht móglih mar , bisher

damit fertig zut werden . Zwar if eg dem unermuͤdeten

Eifer des zu dieſem Zwecke hieher berufenen Kreisraths

Faller gelungen , bedeutend in der Liquidation vorzu —

ſchreiten ; allein ein ganz nahes Ende iſt nicht abzu

ſehen . Dagegen kann man die Verſicherung geben , daß

auf dem eingeſchlagenen Weg ein Refultat erſcheinen
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wird , mit welchem man unter den gegebenen Verhaͤlt⸗

niſſen zufrieden ſeyn duͤrfte .

Ich fordere Sie aus Auftrag der Regierung auf ,

durch Ihre Commiſſion , welcher alle erforderlichen

Notizen gegeben werden ſollen , die Beſtaͤtigung dieſer

Verſicherung erholen zu laſſen .
Es liegen zwar approximative Ueberſichten uͤber

den Kriegskoſtenaufwand vor , allein Sie werden leicht

einſehen , daß dieſelben bey den vorwaltenden Umſtaͤn⸗
den zu keinem Zweck dienen koͤnnen .

de
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